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Oberbürgermeister Reiter warnt:
Bürgermeister drohen mit Rebellion!

Kritik von Münchens Oberbürgermeister Reiter am
Koalitionsvertrag: Finanzielle Unterstützung für Kommunen

gefordert.

München, Deutschland - Münchens Oberbürgermeister Dieter
Reiter (SPD) hat sich kritisch zum schwarz-roten
Koalitionsvertrag geäußert. Er fordert die Schaffung eines
Staatsministers für Kommunen, um die Herausforderungen der
Kommunen besser adressieren zu können. Reiter warnt vor den
finanziellen Defiziten, die durch geplante Änderungen bei der
Einkommens- und Unternehmenssteuer entstehen könnten.
Diese Steuerreduzierungen dürften nicht zu Lasten der
Kommunen gehen, betont er. Insbesondere hebt er hervor, dass
der Erhalt des Deutschlandtickets grundsätzlich positiv sei,
fordert jedoch eine finanzielle Absicherung dieses Vorhabens.
Zudem kritisiert er den unzureichenden finanziellen Support für
die Ansprüche auf Kindergartenplätze und Ganztagsbetreuung.

Reiter weist darauf hin, dass Bürgermeister in Deutschland
rebellieren könnten, sollten sich die finanziellen
Rahmenbedingungen nicht verbessern. Der Koalitionsvertrag
sieht vor, dass der Bund jährlich 250 Millionen Euro zur
Entschuldung der Kommunen beisteuern wird. Diese Maßnahme
ist besonders wichtig, da in den deutschen Kommunen
Altschulden in Höhe von etwa 31 Milliarden Euro angehäuft
wurden. Hohe Schulden bremsen notwendige Investitionen in
die Infrastruktur, was die Lebensqualität der Bürger erheblich
beeinträchtigt. Gleichzeitig kritisiert Reiter die marginale Rolle
der Kommunen im politischen Prozess, obwohl über die Hälfte



der Bevölkerung in großen Städten lebt.

Unterstützung für hochverschuldete
Kommunen

Die Situation der Kommunen ist alarmierend: Viele sind
hochverschuldet und können dringende Sanierungen nicht mehr
durchführen. Wie die Badischen Neuesten Nachrichten berichtet,
sind sowohl Union als auch SPD bereit, den Kommunen mit
Altschulden unter die Arme zu greifen. Im Koalitionsvertrag ist
eindeutig festgeschrieben, dass der Bund jährlich 250 Millionen
Euro für Entschuldungsmaßnahmen zur Verfügung stellt.
Darüber hinaus beteiligt sich der Bund zur Hälfte, wenn die
Länder übermäßige Kassenkredite ihrer Kommunen
übernehmen. Diese kurzfristigen Kredite führen häufig zu einer
weiteren Verschuldung und erschweren es den Städten und
Gemeinden, in wichtige Projekte wie Schulen, Turnhallen und
Straßen zu investieren.

Der Bundesfinanzminister Dr. Jörg Kukies hat erklärt, dass der
Bund rechtliche Rahmenbedingungen schaffen möchte, die eine
einmalige Unterstützung für Kommunen ermöglichen. Dies ist
entscheidend für Investitionen in zentrale Bereiche wie Bildung
und öffentlichen Nahverkehr. Ein Kabinettsbeschluss zur
Änderung des Grundgesetzes würde festlegen, dass der Bund
künftig bereit ist, die Hälfte des Entschuldungsvolumens zu
übernehmen. Eine solche gesetzliche Grundlage könnte die
Kommunen erheblich entlasten und so deren Handlungsfähigkeit
wiederherstellen.

Die Herausforderungen weiterhin bestehen

Die Entschuldungsproblematik bleibt jedoch komplex. Der
Bestand an kommunalen Kassenkrediten, der Ende 2023 etwa
31 Milliarden Euro betrug, ist ein Ausdruck der tiefen finanziellen
Schwierigkeiten vieler Kommunen. Der Gesetzentwurf zur
Übernahme dieser Schulden durch den Bund sieht einen neuen



Artikel im Grundgesetz vor, der einen klaren rechtlichen Rahmen
schafft. Allerdings sind die Länder weiterhin in der Pflicht,
Maßnahmen zu ergreifen, um den kommenden Aufbau von
Liquiditätskrediten zu verhindern. Besondere Regelungen gelten
für die Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg, da dort keine
direkten Entsprechungen zu den kommunalen
Liquiditätskrediten bestehen.

Zusammenfassend zeigt sich, dass die Idee eines
Staatsministers für Kommunen sowie die
Entschuldungsmaßnahmen entscheidende Schritte sind, um die
finanzielle Zukunft der Kommunen zu stabilisieren und die
Lebensqualität der Bürger zu verbessern. Die
Herausforderungen sind jedoch weiterhin groß und erfordern
entschlossenes Handeln auf allen politischen Ebenen.
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